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I.  
Bekanntmachung der Beschlüsse vom 26.09.2019 über den Jahresabschluss 2018  
der Stadt Marl einschließlich Entlastung 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Ratssitzung am 26.09.2019 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
1. Gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW stellt der Rat den vom Rechnungsprüfungsausschuss gemäß § 59 Abs. 

3 GO NRW geprüften Jahresabschluss 2018 mit einer Bilanzsumme von 653.453.588,18 EUR und 
einem Jahresüberschuss in Höhe von 16.903.651,28 EUR fest. 
 

2. Der festgestellte Jahresüberschuss wird in Höhe von 7.940.111,28 EUR der allgemeinen Rücklage und 
in Höhe von 8.963.650 EUR der Ausgleichsrücklage zugeführt. 
 

3. Dem Bürgermeister wird durch die Ratsmitglieder gem. § 96 Abs. 1 GO NRW für das Haushaltsjahr 
2018 Entlastung erteilt. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der als Anlagen I bis III beigefügte Jahresabschluss 2018 der Stadt Marl wird hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2018 der Stadt Marl sowie der Lagebericht sind im Amt für kommunale Finanzen, in 
Marl, Riegelhaus, 3. Etage, Zimmer 22 bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Marl, 03.10.2019      
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Beschlüsse vom 26.09.2019 über den Jahresabschluss 2018 der Stadt Marl einschließlich 
Entlastung werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
Marl, 03.10.2019 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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II. 
Radon-Bodenluftmessungen in Nordrhein-Westfalen 
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III. 
Widerspruchsrecht und Einwilligung von Melderegisterauskünften nach dem Bundesmeldegesetz 
 
§ 50 des Bundesmeldegesetzes (BMG) vom 03.05.2016 (BGBl I S. 1084) regelt die Erteilung von 
Melderegisterauskünften in besonderen Fällen.  
 
Die Meldebehörde darf in nachstehend aufgeführten besonderen Fällen Auskünfte erteilen: 
 

- an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene (§ 50 Absatz 1 BMG) 

- an Mitglieder parlamentarischer und kommunaler Vertretungskörperschaften sowie Presse und 
Rundfunk über Alters- und Ehejubiläen (§ 50 Absatz 2 BMG) 

- an Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 3 BMG)  
 
Gemäß § 50 Absatz 5 BMG hat jede betroffene Person das Recht, der Übermittlung ihrer Daten nach den 
Absätzen 1 – 3 zu widersprechen. 
 
Betroffene im Sinne dieser Vorschrift sind alle Meldepflichtigen ab Vollendung des 16. Lebensjahres. 
 
Weiterhin besteht ein Widerspruchsrecht gegen die Weitergabe ihrer Daten an eine öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaft; hiervon ausgenommen ist die Datenweitergabe für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts (§ 42 Abs. 3 BMG)  
 
Einfache Melderegisterauskünfte (Vor- und Familienname, ggf. Doktorgrad, Anschrift) zum Zwecke der 
Werbung und des Adresshandels darf die Meldebehörde nur nach ihrer generellen Einwilligung erteilen (§ 
44 Abs. 3 Satz 2 BMG). 
 
Auf die oben genannten Widerspruchsrechte und der Möglichkeit zur Erteilung der generellen Einwilligung 
wird ausdrücklich hingewiesen. 
 
Der Vordruck ist auf der Internetseite der Stadt Marl unter der Rubrik „An-, Ab- und Ummeldungen“ als 
Download hinterlegt sowie an der Information des Bürgerbüros (Riegelhaus) erhältlich.  
 
Widersprüche und Einwilligungen nimmt das Amt für Bürgerdienste, Bürgerbüro, Creiler Platz 1, 45768 Marl 
entgegen. 
 
Marl, den 01.10.2019  
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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IV. 
Widerspruchsrecht gegen die Datenübermittlung an das Bundesamt für Personalmanagement der 
Bundeswehr nach § 58 c Abs. 1 des Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 (BGBI I S. 1482), zuletzt geändert durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 11.12.2018 (BGBl I S. 2387) 
 
Gem. § 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes sind die Meldebehörden verpflichtet, dem Bundesamt für 
Personalmanagement der Bundeswehr jährlich zum 31. März bestimmte Daten aus dem Melderegister zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden, zu übermitteln. 
Bei diesen Daten handelt es sich um Vor- und Familiennamen sowie gegenwärtige Anschriften. 
Das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr nutzt die Daten für die Übersendung von 
Informationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften an die Personen, die aufgrund ihrer bald 
eintretenden Volljährigkeit für den freiwilligen Wehrdienst in Frage kommen. 
 
Die Betroffenen haben gemäß § 36 Absatz 2 BMG das Recht, dieser Datenübermittlung zu widersprechen. 
 
Den Widerspruch nimmt das Amt für Bürgerdienste, Bürgerbüro, Creiler Platz 1, 45768 Marl entgegen. 
 
Marl, 01.10.2019 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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V.  
Rechnungsprüfungsordnung 
 
Inhaltsübersicht 
 
§ 1  Geltungsbereich 
§ 2  Rechnungsprüfungsausschuss 
§ 3  Rechtliche Stellung Rechnungsprüfungsamt 
§ 4  Organisation, Bestellung und Abberufung 
§ 5  Gesetzliche Aufgaben 
§ 6  Übertragene Aufgaben 
§ 7   Prüfaufträge 
§ 8  Befugnisse 
§ 9   Mitteilungspflichten der Verwaltung und Betriebe gegenüber der örtlichen Rechnungsprüfung 
§ 10 Durchführung der Prüfung 
§ 11 Berichte 
§ 12 Inkrafttreten 
 
 

Rechnungsprüfungsordnung (RPrO) der Stadt Marl vom 26.09.2019 
 
Für die Durchführung der in den §§ 59 Abs. 3, 96 Abs. 1 und 101 bis 104 Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. 4. 2019 (GV NW S. 202), hat der Rat der Stadt Marl am 26.09.2019 
folgende Neufassung der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Marl beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Die Aufgaben der Rechnungsprüfung bestimmen sich nach der GO NRW und dieser 
Rechnungsprüfungsordnung (RPrO) 
Die Rechnungsprüfungsordnung bestimmt Rahmen und Grundsätze für die Tätigkeit der örtlichen 
Rechnungsprüfung der Stadt Marl. 
 

§ 2 
Rechnungsprüfungsausschuss 

 
1. Die Aufgaben des Rechnungsprüfungsausschusses bestimmen sich nach der GO NRW. Er bedient 

sich hierbei der örtlichen Rechnungsprüfung. 
2. Der Rechnungsprüfungsausschuss tritt einmal pro Halbjahr zusammen oder wenn es die Geschäfte 

erfordern. Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt die Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Marl. 
 

§ 3 
Rechtliche Stellung Rechnungsprüfungsamt 

 
1. Die Stadt Marl hat gemäß GO NRW ein Rechnungsprüfungsamt zu unterhalten. 
2. Das Rechnungsprüfungsamt ist dem Rat unmittelbar verantwortlich und in seiner sachlichen Tätigkeit 

ihm unmittelbar unterstellt. 
3. Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte des Rechnungsprüfungsamtes ist die/der Bürgermeister*in 
4. In der Beurteilung der Prüfungsvorgänge ist das Rechnungsprüfungsamt nur dem Gesetz unterworfen 

und von Weisungen unabhängig. 
§ 4 

Organisation, Bestellung und Abberufung 
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1. Das Rechnungsprüfungsamt besteht aus der Leitung, den Prüfer*innen und sonstigen Dienstkräften. 
2. Die Leitung und die Prüfer*innen des Rechnungsprüfungsamtes werden nach Anhörung der/des 

Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses vom Rat bestellt und abberufen. 
3. Die Prüfer*innen müssen persönlich für die Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes geeignet sein und 

über die erforderlichen Fachkenntnisse verfügen. 
4. Den Dienstkräften des Rechnungsprüfungsamtes ist es grundsätzlich untersagt, Aufgaben der 

Verwaltung zu erledigen. 
5. Die Amtsleitung stellt den Dienstverteilungsplan auf und führt zur Wahrung einheitlicher 

Arbeitsgrundsätze Dienstbesprechungen durch.  
 

§ 5 
Gesetzliche Aufgaben 

 
1. Die örtliche Rechnungsprüfung nimmt die im achten und zehnten Teil der GO NRW aufgeführten 

Aufgaben wahr. 
2. Der Rat kann dem Rechnungsprüfungsamt weitere Aufgaben übertragen.  
 

§ 6 
Übertragene Aufgaben 

 
Der Rat überträgt dem Rechnungsprüfungsamt folgende Aufgaben: 
1. die Prüfung von Buchungsbelegen vor ihrer Zuleitung an die Geschäftsbuchhaltung (Visakontrolle), 

soweit die Leitung der örtlichen Rechnungsprüfung dies aus besonderen Anlass zeitweilig für 
erforderlich hält, 

2. die Buch- und Betriebsprüfung, die sich die Stadt bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eines 
Darlehens oder sonst vorbehalten hat, 

3. die Prüfung von Bauausführungen und Bauabrechnungen, 
4. die Mitwirkung bei der Aufklärung von Fehlbeträgen am Vermögen der Stadt, ohne Rücksicht auf Art 

und Entstehungsgrund, 
5. die gutachtliche Stellungnahme zu allen beabsichtigten organisatorischen Änderungen und 

wesentlichen Neueinrichtungen in der Verwaltung, insbesondere auf dem Gebiet des 
Finanzmanagements, 

6. die Prüfung der Gebührenbedarfsberechnungen und der Kostenrechnungen, 
7. die Prüfung der Kostenermittlung gemäß DIN 276, 
8. die Prüfung der tarif- und besoldungsrechtlichen Festsetzungen, 
9. das Rechnungsprüfungsamt überwacht die Einhaltung des Datenschutzes bei der Stadtverwaltung. 

Die Verantwortung der Ämter für den Datenschutz bleibt unberührt. Über die diesbezügliche Tätigkeit 
berichtet das Rechnungsprüfungsamt im Rahmen des Jahresberichtes, 

10. wenn dringende dienstliche Gründe es erfordern, ist die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes 
ermächtigt, hinsichtlich Art und Umfang der Prüfungen Erweiterungen und Einschränkungen 
anzuordnen oder einzelne Gebiete von der Prüfung auszunehmen, soweit dadurch keine gesetzlichen 
Vorschriften verletzt werden. 

§7 
Prüfaufträge 

 
1. Der Rat der Stadt Marl kann dem Rechnungsprüfungsamt weitere Prüfaufträge erteilen. 
2. Der Rechnungsprüfungsausschuss kann im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben dem 

Rechnungsprüfungsamt Aufträge zur Prüfung erteilen. 
3. Die/Der Bürgermeister*in kann innerhalb ihres/seines Amtsbereiches unter Mitteilung an den 

Rechnungsprüfungsausschuss der örtlichen Rechnungsprüfung Aufträge zur Prüfung erteilen. 
4. Die jährlich aufzustellende Prüfplanung ist dem Rat vorzulegen. 
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§ 8 

Befugnisse 
 
1. Die Leitung und die Prüfer*innen sind im Rahmen ihrer Aufgaben befugt, von der Verwaltung, den 

städtischen Betrieben und sonstigen Einrichtungen sowie von den Geschäftsführungen oder 
Vorständen der ihrer Prüfungen unterliegenden Gesellschaften, Anstalten, Stiftungen, 
Zweckverbänden und anderen Vereinigungen und Einrichtungen alle für die Prüfung notwendigen 
Auskünfte und Nachweise zu erhalten. Außerdem ist ihnen der Zutritt zu allen Diensträumen, das 
Öffnen von Behältern usw. zu gewähren. Akten, Schriftstücke und sonstige Unterlagen sind auf 
Verlangen auszuhändigen oder zu übersenden. Die Prüfer*innen können die für die Durchführung 
ihrer Prüfungen nach notwendigen Aufklärungen und Nachweise auch gegenüber den 
Abschlussprüfern der verselbständigten Aufgabenbereiche verlangen. 

2. Die Leitung und die Prüfer*innen sind befugt, Ortsbesichtigungen, insbesondere auf Baustellen und 
bei Inventuraufnahmen vorzunehmen und die zu prüfenden Einrichtungen aufzusuchen. Sie können 
sich dabei angeschaffte oder noch anzuschaffende Gegenstände oder Verfahren vorführen und 
erläutern lassen. Die in Abs. 1 genannten Dienststellen haben den Prüfenden ihre Prüfungsaufgaben 
zu erleichtern. Die Prüfer*innen weisen sich durch Dienstausweis aus. 

3. Die Leitung ist berechtigt, an den Sitzungen des Rates und aller Ausschüsse teilzunehmen. Sie 
entscheidet nach pflichtgemäßen Ermessen, an welchen (Fach)- Ausschusssitzungen die Prüfer*innen 
teilnehmen sollen. 

 
§ 9 

Mitteilungspflichten der Verwaltung und Betriebe gegenüber dem Rechnungsprüfungsamt 
 
1. Das Rechnungsprüfungsamt ist von den betroffenen Organisationseinheiten unter Darlegung des 

Sachverhalts unmittelbar und unverzüglich zu unterrichten, wenn sich ein begründeter Verdacht 
dienstlicher Verfehlungen oder sonstiger Unregelmäßigkeiten ergibt. Das Gleiche gilt für alle Verluste 
sowie für Kassenfehlbeträge. 

2. Dem Rechnungsprüfungsamt ist ein lesender Zugriff auf alle im automatisierten Verfahren 
gespeicherten Daten der Stadtverwaltung Marl einzurichten. 

3. Der örtlichen Rechnungsprüfung sind alle Vorschriften und Verfügungen sowie alle sonstigen 
Unterlagen (z.B. Stellenpläne, Organisationsverfügungen, Entgelttarife, Preisverzeichnisse, 
Gebührenordnungen usw.), unverzüglich bei Ihrem Erscheinen zuzuleiten. 

4. Dienstanweisungen sind vor ihrem Erlass der örtlichen Rechnungsprüfung zur Kenntnis und 
möglichen Stellungnahme zuzuleiten. Verträge sind vor ihrer Unterzeichnung auf Verlangen der 
örtlichen Rechnungsprüfung vorzulegen. 

5. Das Rechnungsprüfungsamt ist von der Absicht, wesentliche Änderungen in der Organisation der 
Verwaltung oder auf dem Gebiet des Haushalts- und Rechnungswesen vorzunehmen, insbesondere 
wenn damit Umstellungen auf EDV sowie Änderungen in diesem Bereich verbunden sind, so 
rechtzeitig in Kenntnis zu setzen, dass sie sich vor der Entscheidung äußern kann.Ihr sind 
Vertragsentwürfe zur Neugründung von Gesellschaften oder zur Beteiligung an Gesellschaften bzw. 
Änderungen der Beteiligung rechtzeitig vor der Entscheidung zuzuleiten. 

6. Zur gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung von Vergaben sind dem Rechnungsprüfungsamt die 
vollständigen Vergabeunterlagen einschließlich der nichtberücksichtigten Angebote vorzulegen. 
Einzelheiten werden in den Dienstanweisungen geregelt. Unterlagen für Vergabeprüfungen sind so 
frühzeitig vorzulegen, dass eine sachgerechte Prüfung möglich ist. 
Dabei haben die Sachbearbeiter*innen einen Zeitraum von mindestens zwei Arbeitstagen für die 
Prüfung einzuplanen, sofern das Rechnungsprüfungsamt projektbegleitend in die Vergabe 
eingebunden ist. 

7. Das Rechnungsprüfungsamt entscheidet in Zweifelsfällen, ob im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung gem. § 82 GO NRW im Einzelfall Aufwendungen geleistet werden dürfen, die für 
die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. 
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8. Gutscheine und andere geldwerte Drucksachen dürfen nur nach Anhören des 

Rechnungsprüfungsamtes eingeführt werden, das sich vor allem zu den Sicherheitsvorschriften zu 
äußern hat. 

9. Das Rechnungsprüfungsamt erhält die Tagesordnung (mit Anlagen) und Sitzungsniederschriften des 
Rates und seiner Ausschüsse zur Kenntnisnahme. Das Gleiche gilt für Ausschüsse der Betriebe, 
Zweckverbände und sonstige Organisationseinheiten, die der Prüfung der örtlichen 
Rechnungsprüfung unterliegen. 

10. Das Rechnungsprüfungsamt erhält die Namen und Unterschriftsproben der verfügungs-, anweisungs- 
und zeichnungsberechtigten Bediensteten von der jeweiligen Organisationseinheit. Außerdem sind die 
Namen der Bediensteten vorzulegen, die berechtigt sind, für die Stadt Verpflichtungsermächtigungen 
abzugeben; hierbei ist der Umfang der Vertretungsbefugnis zu vermerken. 

11. Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Prüfberichte anderer Prüfungsorgane (GPA, 
Bundesrechnungshof, Landesrechnungshof, Bezirksregierungen, Finanzamt u.a.) sowie die 
Stellungnahmen der Verwaltung unverzüglich zuzuleiten. 

12. Dem Rechnungsprüfungsamt sind Abschlüsse, Prüfberichte von Wirtschaftsprüfern, vereidigten 
Buchprüfern o.ä. sowie Geschäfts-/Lageberichte von städtischen Eigenbetrieben, 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen, Gesellschaften oder solchen, an denen die Stadt unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt ist, durch die sachbearbeitenden Bereiche vorzulegen. 

 
§ 10 

Durchführung der Prüfung 
 

1. Bei Prüfungen sollen vorab die Leitungen der zu prüfenden Organisationseinheiten über den 
Prüfungsauftrag unterrichtet werden, soweit es der Prüfungszweck zulässt. Es ist Rücksicht darauf zu 
nehmen, dass durch die Prüfung der Geschäftsablauf möglichst nicht gehemmt oder gestört wird. Vor 
Abschluss solcher Prüfungen soll das Prüfungsergebnis besprochen werden. 

2. Die geprüften Belege sind mit Namenszeichen zu versehen. Dabei sind grüne Prüfzeichen zu 
verwenden. 

4. Werden bei der Durchführung der Prüfungen Veruntreuungen, Unterschlagungen, Korruption oder 
wesentliche Unkorrektheiten festgestellt, wird die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes umgehend 
informiert. Diese unterrichtet die/den Bürgermeister*in darüber unverzüglich. Dem 
Rechnungsprüfungsausschuss ist hiervon in seiner nächsten Sitzung Bericht zu erstatten. 

5. Stößt die Prüfung auf Schwierigkeiten, so hat die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes den/die 
Bürgermeister*in um die erforderlichen Maßnahmen zu bitten. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist 
hiervon in seiner nächsten Sitzung in Kenntnis zu setzen. 

6. Verwaltung, Betriebe und sonstige Einrichtungen, denen Berichte oder Prüfungsbemerkungen der 
örtlichen Rechnungsprüfung mit der Bitte um Stellungnahme zugehen, haben sich hierzu innerhalb vier 
Wochen zu äußern. Wird die Frist auch nach einmaliger Fristverlängerung nicht eingehalten, ist der 
Rechnungsprüfungsausschuss zu unterrichten. Die Antwort ist durch die Leitung der 
Organisationseinheit zu unterzeichnen. Eine Äußerung ist nicht erforderlich, soweit Zusagen zu 
Prüfungsbemerkungen in Berichten bereits in der Schlussbesprechung gemacht und in den jeweiligen 
Bericht übernommen worden sind. 

§ 11 
Berichte 

 
1. Über jede Prüfung ist ein Bericht oder ein Vermerk zu fertigen. Die Prüfberichte sind fortlaufend zu 

nummerieren, ebenso alle Seiten innerhalb eines Berichtes. Über die laufende Prüfung der 
Rechnungsbelege, Vergaben, Kassenbücher, Überwachungslisten, Baustellen und ähnliches ist ein 
Bericht nur erforderlich, wenn die Prüfung zu Beanstandungen geführt hat. Beanstandungen von 
geringerer Bedeutung können im unmittelbaren Benehmen mit der geprüften Stelle erörtert und 
ausgeräumt werden. 

2. Berichte unterzeichnen Amtsleitung und die/der Prüfer*in. 
3. Die Amtsleitung ist berechtigt, ihre Zeichnungsbefugnis zu delegieren. 

Durch ihre Unterschrift übernehmen Amtsleitung und Prüfer*in gemeinsam die Verantwortung für den 
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Inhalt der Prüfungsbemerkungen. Für die Richtigkeit von Feststellungen ist die/der Prüfer*in allein 
verantwortlich. 

4. Berichte von wesentlicher Bedeutung sind der/dem Bürgermeister*in, den zuständigen Dezernenten 
und dem Rechnungsprüfungsausschuss vorzulegen. 

5. Bei Zweifeln darüber, was als wesentlich und wichtig zu bewerten ist, entscheidet die Leitung des 
Rechnungsprüfungsamtes. 

6. Ergeben sich aus dem Bericht Feststellungen von dezernats- oder abteilungsübergreifender 
Bedeutung, werden die hiervon betroffenen Dienststellen ebenfalls unterrichtet. 

 
§ 12 

Inkrafttreten 
 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntgabe in Kraft. Gleichzeitig 
treten die Rechnungsprüfungsordnung vom 01.01.2009 und die Dienstanweisung für das 
Rechnungsprüfungsamt vom 11.12.1997 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung vom 30.09.2019 
 
Vorstehende Rechnungsprüfungsordnung vom 26.09.2019 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
§ 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung des 
Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache bezeichnet 
worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
Marl, 30.09.2019 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 


